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Methoden der Untersuchung und Bewertung der Weine

2 2 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte

2 2 8 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über den internationalen Eisenbahnverkehr
(COTIF)

2 2 9 . Kundmachung: Geltungsbereich des Antarktis-Vertrages
2 3 0 . Kundmachung: Geltungsbereich des Fakultativprotokolls zum Internationalen Pakt über bürgerliche

und politische Rechte
2 3 1 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die zivilrechtlichen Aspekte internatio-

naler Kindesentführung

226. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Internationa-
len Übereinkommens zur Vereinheitlichung der
Methoden der Untersuchung und Bewertung

der Weine

Nach Mitteilung der Französischen Regierung
hat das Vereinigte Königreich am 5. Dezember
1990 seine Beitrittsurkunde zum Internationalen
Übereinkommen zur Vereinheitlichung der Metho-
den der Untersuchung und Bewertung der Weine
(BGBl. Nr. 150/1957, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 439/1975) hinterlegt.

Vranitzky

227. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Internationa-
len Paktes über wirtschaftliche, soziale und

kulturelle Rechte

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte (BGBl. Nr. 590/1978, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 274/1988) hinterlegt:

Datum der Hinterlegung
Staaten: der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

Algerien 12. September 1989
Burundi 9. Mai 1990
Guatemala 19. Mai 1988
Irland 8. Dezember 1989

Datum der Hinterlegung
Staaten: der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

Republik Korea 10. April 1990
Malta 13. September 1990
Somalia 24. Jänner 1990

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde haben folgende Staaten nachstehende Vorbe-
halte erklärt:

Irland:

Artikel 2 Absatz 2

Im Zusammenhang mit der Politik der Regie-
rung, die Verwendung der irischen Sprache durch
jedes geeignete Mittel zu fördern, voranzutreiben
und zu ermutigen, behält sich Irland das Recht vor,
eine Kenntnis der irischen Sprache für bestimmte
Berufe zu verlangen oder wohlwollend zu berück-
sichtigen.

Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a

Irland anerkennt das unveräußerliche Recht und
die Pflicht der Eltern, für die Bildung ihrer Kinder
zu sorgen und, obzwar es die Verpflichtung des
Staates anerkennt, für freien Grundschulunterricht
zu sorgen und zu verlangen, daß Kinder eine
gewisse Mindestbildung erhalten, behält es sich
nichtsdestotrotz das Recht vor, den Eltern zu
gestatten, für die Bildung ihrer Kinder im eigenen
Haus zu sorgen, mit der Maßgabe, daß diese
Mindesterfordernisse eingehalten werden.
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Malta:
Artikel 13 — Die Regierung von Malta erklärt,

daß sie sich zu dem Grundsatz bekennt, der in den
Worten bekräftigt wird „sowie die religiöse und
sittliche Erziehung ihrer Kinder in Übereinstim-
mung mit ihren eigenen Überzeugungen sicherzu-
stellen". Angesichts der Tatsache jedoch, daß die
Bevölkerung von Malta überwiegend römisch-ka-
tholisch ist, ist es auch im Hinblick auf die
beschränkten finanziellen und menschlichen Mög-
lichkeiten schwierig, für eine derartige Erziehung in
Übereinstimmung mit einem besonderen religiösen
oder sittlichen Glauben im Fall von kleinen Gruppen
zu sorgen, wobei diese Fälle in Malta durchaus die
Ausnahme sind.

Vranitzky

228. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über den internationalen Eisenbahnver-

kehr (COTIF)

Nach Mitteilungen der Schweizerischen Regie-
rung hat Griechenland seine Ratifikationsurkunde
am 23. September 1986 und Monaco seine Beitritts-
urkunde am 6. Dezember 1989 zum Übereinkom-
men über den internationalen Eisenbahnverkehr
(COTIF) (BGBl. Nr. 225/1985, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 1/1991, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 579/1986) hinterlegt.

Der Beitritt Monacos wurde gemäß Art. 23 Abs. 2
mit 1. Februar 1990 wirksam, nachdem das
Zentralamt die Liste der Linien Monacos den
Mitgliedstaaten am 15. Dezember 1989 mitgeteilt
hat.

Vranitzky

229. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Antarktis-

Vertrages

Nach Mitteilungen der Regierung der Vereinig-
ten Staaten haben folgende weitere Staaten ihre
Beitrittsurkunden zum Antarktis-Vertrag (BGBl.
Nr. 39/1988) hinterlegt:

Datum der Hinterlegung
S t a a t c n : der Beitrittsurkunle:

Ecuador 15. September 1987
Kanada 4. Mai 1988
Kolumbien 31. Jänner 1989
Schweiz 15. November 1990

Vranitzky

230. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Fakultativ-
protokolls zum Internationalen Pakt über

bürgerliche und politische Rechte

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunden zum Fakultativprotokoll zum
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische
Rechte (BGBl. Nr. 105/1988) hinterlegt:

Datum der Hinterlegung

Staaten: der Beitrittsurkunde:

Algerien 12. September 1989
Gambia 9. Juni 1988
Irland 8. Dezember 1989
Republik Korea 10. April 1990
Libysch-Arabische

Dschamahirija 16. Mai 1989
Malta 13. September 1990
Neuseeland 26. Mai 1989
Philippinen 22. August 1989
Somalia 24. Jänner 1990
Togo 30. März 1988
Ungarn 7. September 1988

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsurkunde
haben folgende Staaten nachstehende Vorbehalte
erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Irland:

Art. 5 Abs. 2
Irland akzeptiert nicht die Zuständigkeit des

Ausschusses für Menschenrechte zur Prüfung einer
Mitteilung einer Privatperson, wenn die Sache vor
einer anderen internationalen Untersuchungs- oder
Ausgleichsinstanz geprüft worden ist.

Malta:
1. Malta tritt dem Fakultativprotokoll zum

Internationalen Pakt über bürgerliche und politische
Rechte mit der Maßgabe bei, daß die Bestimmungen
des Artikels 5 Absatz 2 dieses Protokolls bedeuten,
daß der mit Artikel 28 des Paktes eingerichtete
Ausschuß eine Mitteilung einer Person nur dann
prüft, wenn er sich vergewissert hat, daß dieselbe
Sache nicht vor einer anderen internationalen
Untersuchungs- oder Ausgleichsinstanz geprüft
wird oder worden ist.

2. Die Regierung von Malta legt Artikel 1 des
Protokolls dahingehend aus, daß der Ausschuß zur
Entgegennahme und Prüfung von Mitteilungen der
Jurisdiktion Maltas unterstehender Personen zu-
ständig ist, die behaupten, Opfer einer Verletzung
der in diesem Pakt anerkannten Rechte durch Malta
zu sein, sei es, daß sich eine solche aus Handlungen,
Unterlassungen, Entwicklungen oder Ereignissen
ergibt, die eintraten, nachdem das Protokoll für
Malta in Kraft getreten ist oder aus einer
Entscheidung betreffend Handlungen, Unterlassun-
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gen, Entwicklungen oder Ereignissen nach diesem
Datum.

Vranitzky

2 3 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die zivilrechtlichen Aspekte interna-

tionaler Kindesentführung

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswärtige
Angelegenheiten des Königreiches der Niederlande

hat Argentinien am 19. März 1991 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Übereinkommen über die zivil-
rechtlichen Aspekte internationaler Kindesentfüh-
rung (BGBl. Nr. 512/1988, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 721/1990) hinter-
legt.

Gemäß Art. 6 des Übereinkommens wurde als
zentrale Behörde für Argentinien bestimmt: Mini-
sterio de Relaciones Exteriores y Culta — Dirección
de Asuntos Juridicos.

Vranitzky
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